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Vorblatt 


Vorschlag der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften für eine Verordnung des Rates über allge- 
meine Anwendungsbedingungen für Tarife im grenz- 
überschreitenden Güterkraftverkehr 
(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Verkehr und 
für das Post- und Fernmeldewesen) 


A. Problem 

Zur Verwirklichung einer gemeinsamen Verkehrspolitik im 
Sinne der Artikel 74 ff. des EWG-Vertrages müssen im grenz- 
überschreitenden Güterkraftverkehr neben den nach einheit- 
lichen Kriterien gebildeten Tarifen auch die Anwendungsbedin- 
gungen für diese Tarife vereinheitlicht werden. 


B. Lösung 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften schlägt eine 
Verordnung vor, die Bestimmungen über Frachtenberechnung, 
Beförderungszeiten, Standzeiten usw. enthält. 


C. Alternativen 

Es muß Sorge dafür getragen werden, daß die Bestimmungen 
über Tarife in allen EWG-Mitgliedstaaten auch beachtet werden. 


D. Kosten 

Es entstehen keine Kosten. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Verkehr und für das 
Post- und Fernmeldewesen 
(13. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgeleg- 
ten Vorschlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaf- 
ten für eine Verordnung des Rates über die Festsetzung der 
allgemeinen Anwendungsbedingungen für die in der Verord- 
nung (EWG) Nr. 1174/68 des Rates vom 30. Juli 1968 über die 
Einführung eines Margentarif Systems im Güterkraftverkehr 
zwischen den Mitgliedstaaten vorgesehenen Tarife 

— Drucksache V/4554 — 


A. Bericht des Abgeordneten Haar (Stuttgart) 


Der vorliegende Verordnungsvorschlag wurde 
durch Schreiben des Präsidenten des Deutschen Bun- 
destages vom 14. Januar 1970 an den Ausschuß für 
Verkehr und für das Post- und Fernmeldewesen 
überwiesen. 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
bezweckt mit diesem Vorschlag, das Margentarif- 
system für den grenzüberschreitenden Güterkraft- 
verkehr weiter auszubauen. Die Verordnung (EWG) 
Nr. 1174/68 des Rates vom 30. Juli 1968 sieht be- 
reits vor, daß die Beförderungstarife auf Grund ein- 
heitlicher Kriterien von den Mitgliedstaaten nach 
bilateralen Verhandlungen festgesetzt werden. Nun- 
mehr sollen auch die Anwendungsbedingungen für 
diese Tarife vereinheitlicht werden, damit tarifliche 
Diskriminierungen und Wettbewerbsverzerrungen 
im Güterkraftverkehr zwischen den Mitgliedstaaten 
vermieden werden. Die vorgeschlagenen Anwen- 
dungsbedingungen enthalten nähere Einzelheiten 
über Standzeiten für Fahrzeuge, Beförderungszeiten, 
Beförderungspapiere sowie Regeln für die Frachten- 
berechnung. 


Der Ausschuß für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen begrüßt grundsätzlich den Vor- 
schlag der EWG-Kommission als Beitrag zur Harmo- 
nisierung des Verkehrs innerhalb der Gemeinschaft. 
Er würde es jedoch sehr bedauern, wenn durch den 
Vorschlag die bilateralen Verhandlungen über die 
Tarifbildung, die zur Zeit noch nicht abgeschlossen 
sind, beeinträchtigt oder verzögert würden. Der 
Ausschuß hält es ferner für erforderlich, darauf 
hinzuweisen, daß besonderes vordringlich der Erlaß 
einheitlicher nationaler Vorschriften für die Über- 
wachung und Ahndung von Zuwiderhandlungen 
gegen die schon vorhandenen Bestimmungen über 
die Tarifbildung in allen EWG-Mitgliedstaaten er- 
scheint. Nur dann lassen sich auf die Dauer Benach- 
teiligungen für die deutschen Verkehrsunternehmer 
im internationalen Verkehr vermeiden. Es wird 
Aufgabe der EWG-Kommission sein, entsprechend 
auf die Regierungen der EWG-Mitgliedstaaten ein- 
zuwirken. 

Über den in der Drucksache V/4554 enthaltenen 
weiteren Verordnungsentwurf zur Änderung von 
Artikel 5 der Verordnung (EWG) Nr. 1174/68 wird 
der Ausschuß einen gesonderten Bericht vorlegen. 


Bonn, den 29. Januar 1970 


Haar (Stuttgart) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Vorschlag der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften betreffend eine Verordnung des 
Rates über allgemeine Anwendungsbedingungen 
für Tarife im grenzüberschreitenden Güterkraft- 
verkehr — Drucksache V/4554 — zur Kenntnis zu 
nehmen, 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, bei den Ver- 
handlungen in Brüssel auf folgendes hinzuwir- 
ken: 

a) Eine Störung oder Verzögerung bilateraler 
Verhandlungen über die Tarifbildung sollte 
vermieden werden. 

b) Die Rechts- und Verwaltungs Vorschriften ge- 
mäß Artikel 12 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1174/68 des Rates vom 30. Juli 1968 soll- 
ten in allen EWG-Mitgliedstaaten alsbald er- 
lassen werden. 


Bonn, den 29. Januar 1970 


Der Ausschuß für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


Dr. Apel 

Vorsitzender 


Haar (Stuttgart) 

Berichterstatter 
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